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Müller, genannt Sodler, mürbe offenbar halb
Wieber in greißeit gefeßt, am 16. guni würbe bie
über ißn üerßängte ©ingrengung aufgehoben; wann
Micßel bie Slufbebung ber feinigen erlangte, ift
aus ben Slften nicßt erfidjttidj. Slm 17. guni war
audj bie ©rgängungSunterfucbung gu ©nbe.

Mittlerweite hatten aucß bie aufgebotenen Srup*
pen allmälig entlaffen werben tonnen. Sie infolge
ber Unruhen hängigen Straffadjen fcbeinen aber
lange Seit üotlftänbig geruht su haben, fo ba% üor
ihrer ©rlebigung fidj in gnterlafen noch anbere

©reigniffe gutragen fonnten, über welche ich anbanb
ber „©bronif üon gnterlafen" üon Sr. Mütter
fürs referieren will; Slften hierüber ftanben mir
nicht su ©ebote:

gm Sperbft 1851 war gum erften Mal feit 1848
ber Rationatrat neu gu wählen. Siefer Stnlaß
fdjürte bie potitifdjen Seibenfcbaften naturgemäß
neuerbingS heftig an.

Ser SBabttag, ber 26. Oftober 1851, brachte
ben Rabifalen im SBabtfreife Obertanb ben Sieg,
gegen ben üon ben KonferDatiüen aufgehellten Sr.
©buarb Müller, ber im SlmtSbesirf gnterlafen im*
merbin bie Mehrheit errang, würbe alt*StaatS*
fdjreiber Sllbrecht SBepermann gewählt. Siefer ©r*
folg ermutigte bie Rabifalen beS Söbeli su neuer*

niffe. ©icfelben lauten füt metjtete bex geroöt)nlidjen Stxa«

maßanten nidjt günftig; bex ©emeinbexat oon «Bönigen
fpegieU ift im gälte, niete feinex «Ritbüxget al§ „bö§ beleutm
bet" obet „in übtet Ceumbung" fteljenb gu begeidjnen.
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Müller, genannt Bockler, wnrde offenbar bald
wieder in Freiheit gesetzt, am 16. Juni wurde die
über ihn verhängte Eingrenzung aufgehoben; wann
Michel die Aufhebung der feinigen erlangte, ist
aus den Akten nicht ersichtlich. Am 17. Juni war
auch die Ergänzungsuntersuchung zu Ende.

Schlusz.

Mittlerweile hatten anch die aufgebotenen Truppen

allmälig entlassen werden können. Die infolge
der Unruhen hängigen Strafsachen scheinen aber
lange Zeit vollständig gernht zu haben, so daß vor
ihrer Erledigung sich in Jnterlaken noch andere
Ereignisse zutragen konnten, über welche ich anhand
der „Chronik von Jnterlaken" von Dr. Müller
kurz referieren will; Akten hierüber standen mir
nicht zu Gebote:

Jm Herbst 1851 war zum ersten Mal seit 1848
der Nationalrat neu zu wählen. Dieser Anlaß
schürte die politischen Leidenschaften naturgemäß
neuerdings heftig an.

Der Wahltag, der 26. Oktober 1851, brachte
den Radikalen im Wahlkreise Oberland den Sieg,
gegen den von den Konservativen aufgestellten Dr.
Eduard Müller, der im Amtsbezirk Jnterlaken
immerhin die Mehrheit errang, wurde alt-Staats-
schreiber Albrecht Wehermann gewählt. Dieser
Erfolg ermutigte die Radikalen des Bödeli zu neuer-

nisse. Dieselben lauten für mehrere der gewöhnlichen
Krawallanten nicht günstig? der Gemeinderat von Bönigen
speziell ist im Falte, viele feiner Mitbürger als „bös beleumdet"

oder „in übler Leumdung" stehend zu bezeichnen.
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liehen Serfudjen, bie Seßörben eingufdjüdjtern, waS

ihnen um fo eher gelingen mochte, als bie Kon*
ferüatiüen burdj bie ihnen unerwartete Rieberlage
mutlos geworben waren. Slm 28. Oftober erfdjienen
fie in mehreren Rotten üor bem Sdjlbffe unb Der*

langten Dom RegierungSftatthalter bie SperauSgahe
ber im Schlöffe üerwabrten Kanonen, um bamit ein
greubenfdjießen gu üeranftalten. Müller faß ein,
baß er bem Serlangen nachgeben mußte, üerlangte
aber ©arantie gegen einen altfälligen Mißbrauch
ber ©efdjüße. Siefelbe würbe ihm Dom neugewäßlten
Rationalrat SBepermantt felbft geleiftet, unb bie
Kanonen würben beim auch am Slbenb in gutem
Suftanbe wieber gurüdgebradjt. Sei Slnbrudj ber
Rächt aber erfebien abermals ein Spaufe Rabifaler
Por bem Schlöffe unb forberte broßenb bie grei*
taffung beS inhaftierten ©emeinbeweibelS geug Don

Unterfeen. Slucb biefem Segehren gab ber Regie*
rungSftatthalter golge, ber Rot geßoreßenb.

Siefe ergwungene Racßgiebigfeit fpornte ben

Uebermut ber fiegreidjen Sartei nur nod) mehr
an. Sr. Müller üernabm am 29. Dftober, es fei
baüon bie bliebe, ©ewatttätigfeiten gegen ihn unb
anbere hefannte Konferüatiüe, wie Spelfer König,
©ericßtSpräfibent SBpß unb SltntSricbter ©ggler gu
begehen, ©r befebieb baßer SBepermann gu fich, wel*
eßer üerfpracfj, altes, waS in feiner Macht liege,
gu tun, um SluSfdjreitungen gu Perbinbern. Seiber
lag bieS aber nicht in feiner Macht, ©egen Mittag
erfdjienen biejenigen, betten im Januar i.851 ote
SBaffen abgenommen worben waren, im Scßtoffe,
hegleitet üon Sarteigängern, unb forberten gebie*
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lichen Versuchen, die Behörden einzuschüchtern, was
ihnen um so eher gelingen mochte, als die
Konservativen durch die ihnen unerwartete Niederlage
mutlos gewordm waren. Am 28. Oktober erschienen
sie in mehreren Rotten vor dem Schlosse und
verlangten vom Regierungsstatchalter die Herausgabe
der im Schlosse verwahrten Kanonen, um damit ein
Freudenschießen zu veranstalten. Müller sah ein,
daß er dem Verlangen nachgeben mußte, verlangte
aber Garantie gegen einen allfälligm Mißbrauch
der Geschütze. Dieselbe wurde ihm vom umgewühlten
Nationalrat Weyermann selbst geleistet, und die
Kanonen wurden denn auch am Abend in gutem
Zustande wieder zurückgebracht. Bei Anbruch der
Nacht aber erschien abermals ein Haufe Radikaler
vor dem Schlosse und forderte drohend die
Freilassung des inhaftierten Gemeindeweibels Fmz von
Unterseen. Auch diesem Begehren gab der
Regierungsstatthalter Folge, der Not gehorchend.

Diese erzwungene Nachgiebigkeit spornte dm
Uebermut der siegreichen Partei nur noch mehr
an. Dr. Müller vernahm am 29. Oktober, es sei

davon die Rede, Gewalttätigkeiten gegen ihn und
andere bekannte Konservative, wie Helfer König,
Gerichtspräsident Whß und Amtsrichter Eggler zu
begehen. Er beschied daher Wehermann zu sich, welcher

versprach, alles, was in seiner Macht liege,
zu tun, um Ausschreitungen zu verhindern. Leider
lag dies aber nicht in feiner Macht. Gegen Mittag
erschienen diejenigen, denen im Zannar i.851 me
Massen abgenommen worden waren, im Schlosse,
begleitel von Parteigängern, und fordertm gebie-
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terifd) ihre Rüderftattung, ein Segehren, baS bei
einigen üon ihnen berechtigt erfcheinen mußte. Sie
bireft Seteitigten üerbielten fid) babei nidjt atfgu
ßerauSforbemb; bagegen ffanbatierten biejenigenum
fo mehr, wetdje bie Sache nichts anging. Ser Re*
gierungSftatthalter mußte bem Segehren entfpredjeu.

RadjmittagS fucfjte ein SotfSbaufe ben Spelfer

Kart König (geftorben 1875 als Sfarrer in Sauf*
feien) auf. Serfelbe flüchtete fich nach Ringgettberg,
Wohin fich auch SlmtSüerwefer Ober begehen hatte.
Schlimmer ging eS SlnttSriebter ©ggler; berfelbe
erlitt bereits auf ber Straße Mißßanbtungen, unb
als er ficß bann auf baS Richteramt begab, folgte
ihm ber Söbet auch bortßin nach, brängte ihn unter
Mißßanbtungen aus bem ©ericßtslofal unb Der*
folgte ißn burch bie ©äuge beS ScßloffeS. Müller
führte ihn auf fein Scßtafsimmer unb üerfcßeudjte
mit Spitfe feines SlftuarS Speimann bie Ruheftörer
enbtidj aus bem (S>ebäube. ©eridjtSpräfibent SBpß,

ber am folgenben Sage üon Sern, wo er fid) einige
Sage aufgehalten hatte, surüdteßrte, nahm bie
Unterfucßung in bie Spänbe, unb ein Sifett Don
16 Sanbjägern fteltte bie Orbnung halb wieber her.

gn ber golge würben wegen ber genannten StuS*

fcbreitungen ein Seter Michel, Sdjmieb, üon Söni*
gen, wegen Mißhanblung eines Seamten in feinen
amtlichen gunftionen unb gewaltfamer Entfernung
beSfetben auS feinem SlmtSlofal, grober Rußeftö*
rung unb SpauSreeßtSOerlefeung su 8 Monaten ©in*
fperrung, unb ein Speinricß Swaßlen wegen SBiber*

feßlidjteit, grober Rußeftörung uitb mehrfacher
Mißhanblung su 5 Monaten SudjtbauS oerurteitt.
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terisch ihre Rückerstattung, ein Begehren, das bei
einigen von ihnen berechtigt erscheinen mußte. Die
direkt Beteiligten verhielten sich dabei nicht allzu
herausfordernd: dagegen fkandalierten diejenigen um
fo mehr, welche die Sache nichts anging. Der
Regierungsstatchalter mußte dem Begehren entsprechen.

Nachmittags suchte ein Volkshaufe den Helfer
Karl König (gestorben 1875 als Pfarrer in Täuf-
felen) auf. Derselbe flüchtete sich nach Ringgenberg,
wohin sich auch Amtsverweser Ober begeben hatte.
Schlimmer ging es Amtsrichter Eggler; derselbe

erlitt bereits auf der Straße Mißhandlungen, und
als er sich dann auf das Richteramt begab, folgte
ihm der Pöbel auch dorthin nach, drängte ihn unter
Mißhandlungen aus dem Gerichtslokal und
verfolgte ihn durch die Gänge des Schlosses. Müller
führte ihn auf sein Schlafzimmer und verscheuchte

mit Hilfe seines Aktuars Heimann die Ruhestörer
endlich aus dem Gebäude. Gerichtspräsident Wyß,
der am folgenden Tage von Bern, wo er sich einige
Tage aufgehalten hatte, zurückkehrte, nahm die
Untersuchung in die Hände, und ein Pikett von
16 Landjägern stellte die Ordnung bald wieder her.

Jn der Folge wurden wegen der genannten
Ausschreitungen ein Peter Michel, Schmied, von Böni-
gen, wegen Mißhandlung eines Beamten in seinen
amtlichen Funktionen und gewaltsamer Entfernung
desselben aus seinem Amtslokal, grober Ruhestörung

und Hausrechtsverletzung zu 8 Monaten
Einsperrung, und ein Heinrich Zwahlen wegen
Widersetzlichkeit, grober Ruhestörung und mehrfacher
Mißhandlung zu 5 Monaten Zuchthaus verurteilt.
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Serurtettungen wegen biefer ©reigniffe erlitten aud)
Sifdjmadjer Seiler unb alt*StmtSgeridjtSweibel
Rubin.

Sie Sroseffe Dom ganuar 1851 aber rußten
nocß immer, unb nun ereignete fidj nodj ein be*

beutfameS politifdjeS ©reigniS. Sie Rabifalen woll*
ten einmal baS gefeßlidje Mittet, wieber sur Sperr*

fdjaft su gelangen, üon bem Michel gefprocben hatte,
erproben. Sie üerlangten auf bem gnitiatiDWege
gemäß Slrt. 22 ber StaatSüerfaffung*) eine Slb*

ftimmung über bie grage, ob ber ©roße Rat außer*
orbentlicfjerwetfe in feiner ©efamtbeit gu erneuern
fei. Sie nötigen 8000 Stimmen brachten fie halb
Sufammen.

Slm 18. Slpril 1852 jebocb fpracb fich baS Serner
Solf mit 45 000 gegen 38 000 Stimmen gegen eine

außerorbentlidje ©efamterneuerung beS ©roßen
RateS auS, unb bamit war bie Sperrfdjaft ber

KonferPatiüen bis gu ben orbenttidjen Reuwahlen
beS gabreS 1854 befefttgt.

Sie Regierung glaubte ihren Sieg nidjt beffer
feiern su fönnen, als inbem fie bem ©roßen diäte
bie Slmneftierung aller berjenigen Serfonen bean*

tragte, welche wegen rein potitifcber Selifte, he*

gangen in ben SlmtSbesirfen ©ourtelarp unb gn*
terlafen im ganuar 1851, in Unterfucbung gesogen
worben waren unb noch nicht allenfalls beSWegen

über fie Derhängte Strafen bereits üerbüßt hatten.
StuSgefdjtoffen hierüon füllten biejenigen fein, welche
in St. gmmer bei Slntaß ber bortigen Unruhen
Mißhanblungen begangen hatten, fowte ber Urheber

*) «Betgl. Sltt. 22 bet aegenmättigeu ©taatSoetfaffung.
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Verurteilungen wegen dieser Ereignisse erlitten auch

Tischmacher Seiler und alt-Amtsgerichtsweibel
Rubin.

Die Prozesse vom Januar 1851 aber ruhten
noch immer, und nun ereignete sich noch ein
bedeutsames politisches Ereignis. Die Radikalen wollten

einmal das gesetzliche Mittel, wieder zur Herrschast

zu gelangen, von dem Michel gesprochen hatte,
erproben. Sie verlangten auf dem Jnitiativwege
gemäß Art. 22 der Staatsverfassung*) eine

Abstimmung über die Frage, ob der Große Rat
außerordentlicherweise in seiner Gesamtheit zu erneuern
sei. Die nötigen 8000 Stimmen brachten sie bald
zufammen.

Am 18. April 1852 jedoch sprach sich das Berner
Volk mit 45 000 gegen 38 000 Stimmen gegen eine

außerordentliche Gesamterneuerung des Großen
Rates aus, und damit war die Herrschaft der

Konservativen bis zu den ordentlichen Neuwahlen
des Jahres 1854 befestigt.

Die Regierung glaubte ihren Sieg nicht besser

feiern zu können, als indem sie dem Großen Rate
die Amnestierung aller derjenigen Personen
beantragte, welche wegen rein politischer Delikte,
begangen in den Amtsbezirken Courtelary und
Jnterlaken im Januar 1851, in Untersuchung gezogen
worden waren und noch nicht allenfalls deswegen
über sie verhängte Strafen bereits verbüßt hatten.
Ausgeschlossen hiervon sollten diejenigen sein, welche
in St. Immer bei Anlaß der dortigen Unruhen
Mißhandlungen begangen hatten, sowie der Urheber

*) Bergl. Art. 22 der gegenwärtigen Staatsverfaffung.
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ber Serwunbung Müllers am 19. ganuar 1851.

StnberfettS würben in baS Slmneftiebefret einbegogen
bie wegen Setlnabme am fog. Stepfelfrawatt üon
1846 in Sern Serurtettten unb bie Milisen, welche

Wäßrenb beS SonberbunbSfriegeS bem Stufgebot
nicht golge geleiftet hatten, ober befertiert waren.
Ser Seridjterftatter ber Regierung, RegierungS*
präfibent gifcßer, empfaßl ben Slntrag in ber ©roß*
ratSfifeung Dom 29. Mai 1852 unter SpinweiS auf
baS SlbftimmungSergebniS üom 18. Slpril, baS als
ein Söenbepunlt im Sinne einer Serubigung beS

politifcben Sehens aufgufaffen fei, unb auf ben

feßteppenben ©ang beS SrogeßüerfahrenS, bem bie
Slngefdjutbigten unterworfen gewefen feien, — als
eine gefeßticbe SBohltat unb ein Mittel gur weiteren
Serubigung gur Stnnabme, obwohl er hemerfte, er
begreife, wenn man etwa finbe: „ber RegierungS*
rat biete burd) einen berartigen Slntrag mehr als
er fdjulbig fei, namentlich in einem Momente, wo
man nicht wiffen fönne, ob ein fotcbeS Slngebot
wirflieb als SBohltat aufgefaßt werbe." Sum
Scbluffe erfuebte er ben ©roßen Rat, in feine
SiSfuffion eingutreten. Siefe ©rmabnung würbe
im ©roßen unb ©angen befolgt, obwohl es banf
einer unangebrachten Semerfung beS ©roßrateS
gafob Karlen gu einigen SBortgefecbten gwifdjen
Rabifalen unb Konferüatiüen fam.

Radjbem SBepermann ben Slntrag geftetlt hatte,
bie Regierung fei einsulaben, su prüfen, ob nicht
auch bie in bie Unruhen üom Oftober 1851 in
gnterlafen Serflochtenen su amneftieren feien, unb
biefen Slntrag mit einem SpinweiS auf bie angeb*
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der Verwundung Müllers am 19. Januar 1851.

Anderseits wurden in das Amnestiedekret einbezogen
die wegen Teilnahme am sog. Aepfelkrawall von
1846 in Bern Verurteilten und die Milizen, welche

während des Sonderbundskrieges dem Aufgebot
nicht Folge geleistet hatten, oder desertiert waren.
Der Berichterstatter der Regierung, Regierungspräsident

Fischer, empfahl den Antrag in der
Großratssitzung vom 29. Mai 1852 unter Hinweis auf
das Abstimmungsergebnis vom 18. April, das als
ein Wendepunkt im Sinne einer Beruhigung des

politischen Lebens aufzufassen sei, und auf den

schleppenden Gang des Prozeßverfahrens, dem die
Angeschuldigten unterworfen gewesen seien, — als
eine gesetzliche Wohltat und ein Mittel zur weitereu
Beruhigung zur Annahme, obwohl er bemerkte, er
begreife, wenn man etwa finde: „der Regierungsrat

biete durch einen derartigen Antrag mehr als
er schuldig sei, namentlich in einem Momente, wo
man nicht wissen könne, ob ein solches Angebot
wirklich als Wohltat aufgefaßt werde," Zum
Schlüsse ersuchte er den Großen Rat, in keine

Diskussion einzutreten. Diese Ermahnung wurde
im Großen und Ganzen befolgt, obwohl es dank
einer unangebrachten Bemerkung des Großrates
Jakob Karlen zu einigen Wortgefechten zwischen
Radikalen und Konservativen kam.

Nachdem Weyermann den Antrag gestellt hatte,
die Regiernng sei einzuladen, zn prüfen, ob nicht
auch die in die Unruhen vom Oktober 1851 in
Jnterlaken Verflochtenen zu amnestieren seien, und
diesen Antrag mit einem Hinweis auf die angeb-
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liehe Sparmtofigfeit ber betreffenben Sorfommniffe
begrüntet ßatte, würbe baS Slmneftiebefret, loie eS

bie Regierung üorgetegt hatte, mit Spanbmebr gum
Sefdjtuß erßoben. Ser Slntrag SBepermann würbe
ebenfalls angenommen.

Samit fielen bie Unterfudjungen gegen alte
Serfonen, bie wegen ihrer Seteiligung an ben Un*
ruhen üom ganuar 1851 in gnterlafen ftrafredjt*
lieh üerfotgt worben waren, bahnt, mit SluSnaßme
berjenigen gegen goßann Rpdjiger, bie nunmeßr
wieber aufgenommen würbe. SBie gefagt, war am
3. Slpril 1851 fonftatiert worben, baß Rpdjiger
fid) auf eine gegen ißn erlaffene ©intabung nicßt
geftellt ßatte unb baßer ber ©inteitung beS Kontu*
magtalüerfaßren gegen ißn nicßts im SBege fteße.

gn ben Slften finbet fidj bie 53 Seiten ftarfe
Slnftageafte gegen goßann Rpdjiger, unterfeßrieben,
aber nicßt gefeßrieben Pon bem bereits genannten
SlmtSridjter ©ggter als „erftinftangltcßen Slnftä*
ger." (Sa ber frühere Strafprogeß baS gnftitut
ber StaatSanwattfdjaft nidjt in ber SBeife organi*
fiert hatte, wie bieS burdj ben Strafprogeß Pon
1850/54 gefdjeßen ift, funftionierte bei jebem SlmtS*

geridjte ein ßiegu beftimmteS ©ertdjtSmttgtieb als
Slnfläger.) StaatSaitwalt Surrt üon Surgborf, wel*
eher bie oberinftanstidje Slnftageafte abfaßte, be*

merfte barin, bie erftinftanstidje fei fet)r gebiegen,

rühre aber jebenfatts nicßt Don ihrem Unterseicßner
her; wer ber Serfaffer war, ift mir unhefannt,
jebenfalls war er ein fdjarffinniger unb auch in
ber Slbfaffung juriftifeber Slrbeiten bewanberter
RedjtStunbiger, nicht ein einfacher Sanbricßter. Sie
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liche Harmlosigkeit der betreffenden Vorkommnisse
begründet lwtte, wurde das Amnestiedekret, wie cs

die Regierung vorgelegt hatte, mit Handmehr zum
Beschluß erhoben. Der Antrag Weyermann wurde
ebenfalls angenommen.

Damit fielen die Untersuchungen gegen alle
Personen, die wegen ihrer Beteiligung an den

Unruhen vom Januar 1851 in Jnterlaken strafrechtlich

verfolgt worden waren, dahin, mit Ausnahme
derjenigen gegen Johann Rhchiger, die nunmehr
wieder aufgenommen wurde. Wie gefagt, war am
3. April 1851 konstatiert worden, daß Rhchiger
sich auf eine gegen ihn erlassene Einladung nicht
gestellt hatte und daher der Einleitung des Kontu-
mazialverfahren gegen ihn nichts im Wege stehe.

Jn den Akten findet sich die 53 Seiten starke

Anklageakte gegen Johann Rhchiger, unterschrieben,
aber nicht geschrieben von dem bereits genannten
Amtsrichter Eggler als „erstinstanzlichen Ankläger."

(Da der frühere Strafprozeß das Institut
der Staatsanwaltschaft nicht in der Weise organisiert

hatte, wie dies durch den Strafprozeß von
1850/54 geschehen ist, funktionierte bei jedem
Amtsgerichte ein hiezu bestimmtes Gerichtsmitglied als
Ankläger.) Staatsanwalt Burri von Burgdorf, welcher

die oberinstanzliche Anklageakte abfaßte,
bemerkte darin, die erstinstanzliche sei sehr gediegen,

rühre aber jedenfalls nicht von ihrem Unterzeichner
her; wer der Verfasser war, ist mir unbekannt,
jedenfalls war er ein scharffinniger und auch itt
der Abfassung juristischer Arbeiten bewanderter
Rechtskundiger, nicht ein einfacher Landrichter. Die
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unbatierte Slnftageafte fdjitbert sunäcßft ben Ser*
lauf ber Unrußen in gnterlafen, audj foweit Rp*
djiger babei nidjt beteiligt war, 'geßt fobatm auf
ben ©ang ber Unterfucßung über unb ftetlt feft,
ba% bex Slmneftiebefdjluß beS ©roßen RateS Pom
29. Mai 1852 Rpdjiger nidjt sugute fomme. So*
bann wirb baS üorßanbette SeweiSmatertat mit
Sesug auf bie Serwunbung MütterS eittgeßettb ge*
Würbigt unb barauS ber Schluß gesogen, ber Ur*
beber biefer Serwunbung fönne niemanb als Rpdji*
ger fein, unb eS muffe berfelbe ben RegierungS*
ftattbatter abficbtlicß üertefet haben, ja eS fei bie
Slbfidjt, ben leßtern su töten, hei Rpdjiger als
Dorbanben ansunehmen, unb eS fei ferner gu ent*
fcbeiben, er habe mit Sorbebadjt geßanbett. Sa
nun ber Porliegenbe Strafprogeß nod) nicßt nach
bem neuen Strafverfahren, fonbern gemäß einem
©efeße üon 1842 nach einem ©ntwurf einer pein*
ließen Srogeßorbnung üon 1791 gu beurteilen fei,
fo fomme biejenige Seftimmung biefeS ©ntwurfes
gur Slnwenbung, bie üorfdjreibe, baß, je nadj ben

Umftänben, bie glucbt beS Slngefdjulbigten — unb
eine foldje liege hier tatfädjlich üor — als ©e*

ftänbniS beSfelben aufgefaßt werben fönne unb
bemgemäß baS ©erietjt ein üerurteilenbeS Kontuma*
giaturteil gu fällen habe. Sie Umftänbe, welche

eine berartige Seutung ber glucbt RpcbigerS su*
laffen, feien nun in bem erbrüdenben SeweiS*
materiat, baS ihn belafte, su finben. SBeiter wirb
barauf btngewiefen, baß baS Slmneftiebefret immer*
hin bie ©ntfeßeibung beS gatleS infoweit beeinftuffe,
als Rpdjiger nur wegen SerfucßS ber Sötung Don

5
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undatierte Anklageakte schildert zunächst den Verlauf

der Unruhen in Jnterlaken, auch soweit
Rhchiger dabei nicht beteiligt war, geht sodann auf
den Gang der Untersuchung über und stellt fest,
daß der Amnestiebeschluß des Großen Rates vom
29. Mai 1852 Rhchiger nicht zugute komme.
Sodann wird das vorhandene Beweismaterial mit
Bezug auf die Verwundung Müllers eingehend
gewürdigt und daraus der Schluß gezogen, der
Urheber dieser Verwundung könne niemand als Rychiger

fein, und es müsse derselbe den Regierungsstatthalter

absichtlich verletzt haben, ja es sei die
Absicht, den letztern zu töten, bei Rhchiger als
vorhanden anzunehmen, und es sei serner zu
entscheiden, er habe mit Vorbedacht gehandelt. Da
nun der vorliegende Strafprozeß noch nicht nach
dem neuen Strafverfahren, fondern gemäß einem
Gesetze von 1842 nach einem Entwurf einer
peinlichen Prozeßordnung von 1791 zu beurteilen fei,
so komme diejenige Bestimmung dieses Entwurfes
zur Anwendung, die vorschreibe, daß, je nach den

Umständen, die Flucht des Angeschuldigten — und
eine solche liege hier tatsächlich vor — als
Geständnis desselben aufgefaßt werdeu könne und
demgemäß das Gericht ein verurteilendes Kontumazialurteil

zu fällen habe. Die Umstände, welche

eine derartige Deutung der Flucht Rychigers
zulassen, seien nun in dem erdrückenden
Beweismaterial, das ihn belaste, zu finden. Weiter wird
darauf hingewiesen, daß das Amnestiedekret immerhin

die Entscheidung des Falles insoweit beeinflusse,
als Rhchiger nur wegeu Versuchs der Tötung von

s
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Sr. Müller Perurteilt werben fönne, wäßrenb ber
ber Sat nebenbei innewoßnenbe politifcße ©ßarafter
außer Setradjt su falten ßabe. Sie Straftat qua*
lifisiere ficß alfo nacß Maßgabe beS noch in ©et*
tung befinblichen ßeloetifcßen peinticßen ©efeßbucßeS

als Serfudj beS MeudjetmorbeS. ©nblidj Wirb fon*
ftatiert, ba% Rpdjiger ein febr ßoßer ©rab böfer
Slbfidjt sur Saft falle, baß ftraffdjärfenb bie ©igen*
fdjaft Müllers als eines Staatsbeamten, bie began*

gene SpauSreebtSüerleßung, bie Serübung sur Radjt*
geil unb bie fcßweren gotgen ber Mißhanblung,
unb ftrafmilbernb einsig baS burch bie ©eridjts*
praris anerfannte MißüerbättniS gwifdjen bem gel*
tenben Strafgefefce unb ber gegenwärtigen Straf*
recbtswiffenfcbaft in Setracßt fallen, unb bemge*

maß beantragt, Rpdjiger fei su lljäßriger Ketten*
ftrafe gu Perurteilen. SaS SlmtSgericßt Pon guter*
lafen entfchieb unter wörtlicher Uebernaßme beS

gnßatteS ber Slnftageafte in feine MotiPe am 16.

gebruar 1853 in biefem Sinne. Sie Sacße fam
bann nod) gu oberinftanslidjer Seurteitung. ©emäß
Slntrag Pon SesirfSprofurator Surri üom 4. guni
1853 beftätigte baS Obergeridjt am 8. Sluguft glei*
djen gaßreS baS erftinftansticße Urteil.

Rpdjiger, ber fid) nad) Slmerifa geflüchtet hatte,
Pernahm bort burdj einen Sefannten üon bem

Dom ©roßen Rate am 29. Mai 1852 ertaffenen
Slmneftiebefrete unb lehrte, in ber irrigen Sin*

nähme, aud) er habe feine weitere Serfolgung su
befürchten, im gaßre 1855 nacß bem Kanton Sern
surüd. ©r ßatte ficß üerrecbnet. Slm 17. Slpril
würbe er Perhaftet. Sem Strafüoltguge fam er

66

Dr. Müller verurteilt werden könne, während der
der Tat nebenbei innewohnende politische Charakter
außer Betracht zu fallen habe. Die Straftat
qualifiziere sich also nach Matzgabe des noch in
Geltung befindlichen helvetischen peinlichen Gefetzbuches

als Versuch des Meuchelmordes. Endlich wird
konstatiert, daß Rhchiger ein sehr hoher Grad böser

Absicht zur Last falle, daß strafschärfend die Eigenschaft

Müllers als eines Staatsbeamten, die begangene

Hausrechtsverletzung, die Verübung zur Nachtzeit

und die schweren Folgen der Mißhandlung,
und strafmildernd einzig das durch die Gerichtspraxis

anerkannte Mißverhältnis zwischen dem
geltenden Strafgesetze und der gegenwärtigen
Strafrechtswissenschaft in Betracht fallen, und demgemäß

beantragt, Rychiger fei zu lljähriger Kettenstrafe

zu verurteilen. Das Amtsgericht von Jnterlaken

entschied unter wörtlicher Nebernahme des

Inhaltes der Anklageakte in seine Motive am 16.

Februar 1853 in diefem Sinne. Die Sache kam
dann noch zu oberinstanzlicher Beurteilung. Gemätz

Antrag von Bezirksprokurator Burri vom 4. Juni
1853 bestätigte das Obergericht am 8. August gleichen

Jahres das erstinstanzliche Urteil.
Rhchiger, der sich nach Amerika geflüchtet hatte,

vernahm dort durch einen Bekannten von dem

vom Großen Rate am 29. Mai 1852 erlassenen
Amnestiedekrete und kehrte, in der irrigen
Annahme, auch er habe keine weitere Verfolgung zu
befürchten, im Jahre 1855 nach dem Kanton Bern
zurück. Er hatte sich verrechnet. Am 17. April
wurde er verhaftet. Dem Strafvollzuge kam er
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ober subor, inbem er beim Obergerichte bieReüifüm
feines SrogeffeS oerlangte unb in feinem ©efuebe

gaßtreicbe Momente anführte, bie nach feiner Sin*

ficht geeignet waren, bie Uebergeugung üon feiner
Sdjulb gu erfcßüttem. Sluf eine ©rörterung biefer
Momente trat baS Obergeridjt nidjt ein; eS fteltte
feft, ba% Rpdjiger nach Maßgabe beS alten Straf*
progeffeS üerfolgt unb beurteilt worben fei unb
ba% biefe Satfadje nadj ber ©eridjtSprapS sur
Reüifion beS SroseffeS genüge. ©S fpradj bie Re*
üifion infolgebeffen auS unb üerfügte bie Sßieber*

aufnähme ber Unterfudjung. Ser UnterfudjungS*
ricßter entließ am 9. guni 1855 ben Slngefcßulbigten
aus ber Spaft, ber ficß baraufbin in ben Kanton
SßaliiS begab.

Ser hernifcße RegierungSrat faß fidj nun Der*

anlaßt, gegen Rpdjiger an bie SBallifer Regierung
ein SluSlieferungShegeßren su fteilen. Ser (liberale)
Staatsrat beS KantonS SBaltiS lehnte eS ab, bem

©efuebe gu entfprecßen, mit ber Segrünbung, baS
bem Rpdjiger gur Saft gelegte Serbrechen fei politi*
fdjer Ratur unb üetpftidjte ben SiufentbattSfanton
bemgemäß im Sinne beS SluSlieferungSgefeßeS Dom
24. guli 1852 nicht gur SluSlieferung. Sie Serner
Regierung üerfolgte bie Sache nidjt weiter, unb bie

Slnflagefammer beS ObergeridjtS fab ficß genötigt,
burch Sefdjluß Dom 20. Roüember bie Unterfudjung
einguftetten, bis Rpdjiger ficß freiwillig ftetle ober
ergriffen werbe.

Rpdjiger trug bie freiwillige Serbannung, wie
©raf SouglaS, fieben gahre. gm grübting 1863
faßte er ben feften ©ntfehtuß, nach bem Kanton
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aber zuvor, indem er beim Obergerichte dieReviswn
seines Prozesses verlangte und in seinem Gesuche

zahlreiche Momente anführte, die nach seiner
Anficht geeignet waren, die Ueberzeugung von feiner
Schuld zu erschüttern. Auf eine Erörterung dieser
Momente trat das Obergericht nicht ein; es stellte
fest, daß Rhchiger nach Maßgabe des alten
Strafprozesses verfolgt und beurteilt worden sei und
daß diese Tatsache nach der Gerichtspraxis zur
Revision des Prozesses genüge. Es sprach die
Revision infolgedessen aus und verfügte die
Wiederaufnahme der Untersuchung. Der Untersuchungsrichter

entließ am 9. Juni 1855 den Angeschuldigten
aus der Haft, der sich daraufhin in den Kanton
Wallis begab.

Der bernische Regierungsrat sah sich nun
veranlaßt, gegen Rhchiger an die Walliser Regierung
ein Auslieferungsbegehren zu stellen. Der (liberale)
Staatsrat des Kantons Wallis lehnte es ab, dem
Gesuche zu entsprechen, mit der Begründung, das
dem Rhchiger zur Last gelegte Verbrechen sei politischer

Natur und verpflichte den Aufenthaltskanton
demgemäß im Sinne des Auslieferungsgesetzes vom
24. Juli 1852 nicht zur Auslieferung. Die Berner
Regierung verfolgte die Sache nicht weiter, und die

Anklagekammer des Obergerichts sah sich genötigt,
durch Beschluß vom 20. November die Untersuchung
einzustellen, bis Rhchiger sich freiwillig stelle oder
ergriffen werde.

Rhchiger trug die freiwillige Verbannung, wie
Graf Douglas, sieben Jahre. Jm Frühling 1863
faßte er den festen Entschluß, nach dem Kanton
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